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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1963 

6 — 60003 — 6163/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirt- 
schaft und die Durchführung des Europäischen 
Industriezensus in der Versorgungswirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Abdruck eines Schreibens des Herrn Präsidenten der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 7. März 
1962 ■ — S/01415 — an den Herrn Bundesminister des Auswär- 
tigen sowie ein Anhang betreffend den Industrie- und Hand- 
werksstatistikzensus 1963 und das Fragenprogramm für die 
Durchführung des Welt-Industriezensus 1963 in den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften liegen bei. (Anlage 1) 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. November 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Allgemeine Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirt- 
sdiaft und die Durchführung des Europäischen Industriezensus 
in der Versorgungs Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft, bei Unter- 
nehmen der öffentlichen Wasserversorgung sowie 
bei Fernheizwerken wird eine Bundesstatistik durch- 
geführt. Die Statistik erstreckt sich auch auf die Un- 
ternehmen, die nur teilweise oder im Nebenbetrieb 
Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme erzeugen, 
gewinnen, umwandeln oder abgeben. 

§ 2 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber von Unter- 
nehmen, die Anlagen zur Erzeugung oder zur Ab- 
gabe von Elektrizität oder zur Erzeugung, Gewin- 
nung, Umwandlung, Speicherung oder Abgabe von 
Gas oder zur Gewinnung, Speicherung oder Abgabe 
von Wasser oder zur Abgabe von Wärme besitzen. 

§ 3 

(1) Bei Unternehmen der öffentlichen Elektrizi- 
tätsversorgung erfaßt die Statistik folgende Tatbe- 
stände: 

I. monatlich 

1. die Erzeugung, den Bezug und die Ab- 
gabe von Elektrizität, 

2. die Ein- und Ausfuhr von Elektrizität, 

3. die Leistung und die Belastung der An- 
lagen zur Erzeugung, zum Bezug und 
zur Abgabe von Elektrizität und 
von Wärme, 

4. den Bezug und den Verbrauch von 
Brennstoffen und deren Bestand, 

5. die Vorräte an Speicherwasser für die 
Erzeugung von Elektrizität; 

11. jährlich 

1. den Umsatz, 

2. die Abgabe von Elektrizität, 

3. den Wert der ein- und ausgeführten 
Elektrizität, 

4. die Abgabe von Wärme, 

5. die Beschäftigten, die Arbeitsstunden, 
die Bruttolohn- und Bruttogehaltssum- 
men, 

6. den Wert der Investitionen. 

(2) Bei den übrigen Unternehmen, die Anlagen 
zur Erzeugung von Elektrizität besitzen, erfaßt die 
Statistik folgende Tatbestände: 


jährlich 

1. den Umsatz, 

2. die Erzeugung, den Bezug und die Abgabe 
von Elektrizität, 

3. die Leistung und die Belastung der An- 
lagen zur Erzeugung, zum Bezug und zur 
Abgabe von Elektrizität, 

4. den Verbrauch von und den Bestand an 
Brennstoffen für die Erzeugung von Elek- 
trizität, 

5. die Beschäftigten in den unter Nummer 3 
bezeichneten Anlagen, 

6. den Wert der Investitionen. 

§ 4 

Bei Unternehmen, in denen brennbare Gase durch 
Erzeugung, Gewinnung oder auf andere Weise an- 
fallen, umgewandelt oder gespeichert werden, und 
bei Unternehmen, von denen brennbare Gase abge- 
geben werden, erfaßt die Statistik folgende Tatbe- 
stände: 

I. monatlich 

1. das Aufkommen, die Umwandlung, die 
Speicherung, die Verwendung und die Ab- 
gabe von Gas, 

2. die Ein- und Ausfuhr von Gas, 

3. das Aufkommen, die Verwendung und die 
Abgabe von Koks und Nebenprodukten so- 
wie deren Bestände, 

4. den Bezug und die Verwendung von Ein- 
satzstoffen zur Erzeugung und Umwand- 
lung von Gas sowie deren Bestände; 

II. jährlich 

1. den Umsatz, 

2. die Abgabe von Gas, 

3. die Leistung der Anlagen zur Erzeugung, 
Gewinnung, Umwandlung und Speicherung 
von Gas, 

4. den Wert der zur Erzeugung und Umwand- 
lung von Gas verwendeten Einsatzstoffe, 

5. den Wert der sonstigen zur Erzeugung und 
Umwandlung von Gas verbrauchten Hilfs- 
und Betriebsstoffe und der verwendeten 
Energie, 

6. die nachgewiesenen gewinnbaren Vorräte 
an Erdgas und Erdölgas, 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/877 


7. die Beschäftigten, die Arbeitsstunden, die 
Bruttolohn- und Bruttogehaltssummen, 

8. den Wert der Investitionen. 

§ 5 

(1) Bei den Unternehmen nach §§ 3 und 4 wer- 
den im Jahre 1963 für das vorangegangene Kalen- 
derjahr oder Geschäftsjahr außerdem folgende Tat- 
bestände erfaßt: 

1. der Wert der eingegangenen und der ver- 
brauchten Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Energie und Handelsware, 

2. der Wert der Bestände an Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffen und Handelsware sowie 
an selbsthergesteilten fertigen und halb- 
fertigen Erzeugnissen am Anfang und am 
Ende des Berichtsjahres, 

3. der Wert der verkauften Sachanlagen. 

(2) Die Erhebungen nach Absatz 1 sind in drei- 
bis fünfjährigen Abständen zu wiederholen; die 
Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
den Zeitpunkt der Erhebungen. 

§ 6 

(1) Bei höchstens 1200 Unternehmen der öffent- 
lichen Wasserversorgung und bei den Fernheizwer- 
ken werden im Jahre 1963 für das vorangegangene 
Kalenderjahr oder Geschäftsjahr folgende Tatbe- 
stände erfaßt: 

1. der Umsatz, 

2. der Wert der eingegangenen und der ver- 
brauchten Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Energie und Handelsware, 

3. der Wert der Bestände an Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffen und Handelsware sowie 
an selbsthergesteilten fertigen und halb- 
fertigen Erzeugnissen am Anfang und am 
Ende des Berichtsjahres, 

4. der mengenmäßige Verbrauch von Treib- 
stoffen, 

5. der Verbrauch von Elektrizität, 

6. die Beschäftigten, die Bruttolohn- und 
Bruttogehaltssummen, 

7. der Wert der Investitionen, 

8. der Wert der verkauften Sachanlagen. 

(2) Die Erhebungen nach Absatz 1 sind in drei- 
bis fünfjährigen Abständen zu wiederholen; die 
Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
den Zeitpunkt der Erhebungen. 

§ 7 

(1) Die Auskünfte zu den Erhebungen nach §§ 3 
bis 6 sind auf Verlangen gesondert für die einzelnen 
Betriebsteile der Unternehmen zu erteilen. 

(2) Die Meldungen nach §§ 3 und 4 sind der für 
die Elektrizitäts- und Gaswirtschaft zuständigen 


obersten Landesbehörde oder der von der Landes- 
regierung bestimmten Stelle einzureichen. 

§ 8 

Außer den in §§ 3 bis 6 bezeichneten Tatbestän- 
den werden Angaben zur Kennzeichnung der Unter- 
nehmen erhoben, die für die Prüfung der Auskunfts- 
pflicht und der statistischen Zuordnung erforderlich 
sind. 

§ 9 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, bei den Erhebungen nach §§ 3 und 4 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Berichtszeiträume zu verlängern und die Tat- 
bestände zu begrenzen. 

§ 10 

Soweit die nach diesem Gesetz zu erfassenden 
Tatbestände bereits auf Grund des Gesetzes über 
die Allgemeine Statistik in der Industrie und im 
Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 720), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Allge- 
meine Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), oder auf 
Grund des Gesetzes über Statistiken der Rohstoff- 
und Produktionswirtschaft einzelner Wirtschafts- 
zweige vom 11. November 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 842) erhoben werden, entfällt die Erhebung nach 
diesem Gesetz. 

§ 11 

Die Statistiken nach § 3 Abs. 2 und § 4 werden 
vom Statistischen Bundesamt aufbereitet. § 9 Abs. 2 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 721), 
bleibt unberührt. 

§ 12 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke durch die erhebenden Behörden an den Bun- 
desminister für Wirtschaft und an die für die Elek- 
trizitäts- und Gaswirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörden ist zugelassen. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
über die Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirt- 
schaft vom . . . (Bundesanzeiger Nr. . . . vom . . .) 
außer Kraft. 
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Begründung 


L 

Die Statistik der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft 
dient der Beschaffung von Unterlagen über das Aus- 
maß der elektrizitäts- und gaswirtschaftlichen Ver- 
sorgung sowie über ihre Entwicklung im Rahmen 
der Gesamtwirtschaft. Sie ermöglicht in entscheiden- 
dem Maße den Aufsichtsbehörden in Bund und Län- 
dern die Durchführung ihrer Aufgaben. Auch ist 
ohne diese Unterlagen eine laufende Mitarbeit der 
Bundesregierung bei den internationalen Einrichtun- 
gen nicht denkbar. 

Art und Umfang der Statistik wurden bei der Durch- 
führung der Verordnung über die Statistik in der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft vom 10. Dezember 
1959 (Bundesanzeiger Nr. 241 vom 16. Dezember 
1959) geklärt. Diese Statistik muß jetzt auf eine 
endgültige Rechtsgrundlage gestellt werden. 

Die Tatbestände, die in der genannten Verordnung 
aufgeführt sind, können im wesentlichen übernom- 
men werden. 

Ferner mußte bei der Aufstellung der Tatbestände 
den statistischen Anforderungen für die Durchfüh- 
rung von elektrizitäts- oder gasstatistischen Arbei- 
ten, die von den internationalen Organisationen — 
Montanunion, ECE, OECD usw. — gestellt wurden, 
Rechnung getragen werden. 

Durch die neu hinzugefügte Vorschrift in § 9 soll 
die Möglichkeit gegeben werden, je nach den wirt- 
schaftlichen Erfordernissen für die Erhebung einzel- 
ner Tatbestände auch längere Erfassungszeiträume 
festzusetzen oder die Erhebung einzelner Tatbe- 
stände auf bestimmte Unternehmen zu begrenzen. 

Zur Vermeidung von Doppelerhebungen ist in § 10 
vorgesehen, daß die Erhebung nach diesem Gesetz 
entfällt, soweit die zu erfassenden Tatbestände be- 
reits auf Grund des Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
oder auf Grund des Gesetzes über Statistiken der 
Rohstoff- und Produktionswirtschaft einzelner Wirt- 
schaftszweige erhoben werden. 

Für die Gaswirtschaft machten es die Anforderun- 
gen, die seitens der internationalen Gremien an 
die Gasstatistik gestellt werden, erforderlich, die Er- 
fassung der Tatbestände auf alle brennbaren Gase 
auszudehnen. Durch den Zusatz des Wortes „brenn- 
bare" soll ausdrücklich dokumentiert werden, 
daß andere Gasarten nicht zu dem Erfassungsbereich 
gehören. Dabei sollen jedoch nur diejenigen brenn- 
baren Gase erfaßt werden, die hinsichtlich der Gas- 
menge oder der Zahl der versorgten Abnehmer von 
energiewirtschaftlicher Bedeutung sind. Die Tren- 
nung in „öffentliche" und in „sonstige" Gaswirt- 
schaft, die die genannte Verordnung vorsieht, ist 
fallengelassen worden. Sie ist nicht notwendig und 
irreführend, da 

a) eine einwandfreie Definition der Unternehmen, 
die zur sogenannten öffentlichen Gaswirtschaft 


gehören, in der Praxis große Schwierigkeiten 
bereitete, 

b) die Terminologie der öffentlichen Gaswirtschaft 
in der internationalen und supranationalen Sta- 
tistik nicht verwendet wird; es wird hier nur 
nach Gasarten unterschieden. 

Im Hinblick auf eine in Krisenzeiten notwendige 
Unterrichtung über die Bevorratung der Unterneh- 
men wurde die Frage nach dem Bezug und dem Be- 
stand an Einsatzstoffen auf alle zur Gaserzeugung 
verwendeten Einsatzstoffe ausgedehnt. 

§ 11 Satz 2 dient zur Klarstellung. 

Mit dem Gesetzentwurf werden gleichzeitig die An- 
forderungen der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für einen umfassenden ein- 
heitlichen Industriezensus 1962 abgedeckt, da der 
Bereich der Energie- und Wasserversorgung nach 
der Abgrenzung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft zur Industrie zählt. Hierbei handelt es 
sich im wesentlichen um Angaben, die zur Ermitt- 
lung des Nettoproduktionswertes der Unternehmen 
notwendig sind. In Angleichung an den Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Allgemeine Statistik in der Industrie und 
im Bauhauptgewerbe sollen diese Fragen in einem 
drei- bis fünfjährigen Turnus erhoben werden. Da 
die EWG plant, den Industriezensus in fünfjährigem 
Turnus zu wiederholen, ist im vorliegenden Gesetz- 
entwurf vorgesehen, daß der Drei- bis Fünfjahres- 
turnus der Erhebung gegebenenfalls einer späteren 
Anforderung seitens der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft angepaßt werden kann. 

II. 

Die Durchführung des oben genannten Gesetzes 
wird nach einer Schätzung des Statistischen Bundes- 
amtes folgende Kosten in Millionen DM erfordern: 


Länder 

persönliche Kosten 0,216 

sächliche Kosten 0,108 

insgesamt 0,324 

Bund 

persönliche Kosten 0,066 

sächliche Kosten 0,028 

insgesamt 0,094 

Bund und Länder 

persönliche Kosten 0,282 

sächliche Kosten 0,136 

insgesamt 0,418 


9 Das Anforderungsschreiben des Präsidenten der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
7. März 1962 ist als Anlage beigefügt. 
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Anlage 


Der Präsident 

der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Brüssel, den 7. März 1962 
S/ 01415 


Herr Bundesminister! 

Die Kommission der Europäischen Y/irtschaftsge- 
meinschaft hat die an alle Staaten gerichteten Em- 
pfehlungen der Organisation der Vereinten Natio- 
nen zur Durchführung eines industriellen Zensus 
für 1963 zum Anlaß genommen, gemeinsam mit 
Delegierten der Regierungen und fachlicher Organi- 
sationen der sechs Mitgliedstaaten ein Minimalpro- 
gramm auszuarbeiten, um auf Gemeinschaftsebene 
eine enge Koordination der Ergebnisse und einen 
möglichst großen Nutzen der von jeder Regierung 
aufgenommenen Arbeiten zu gewährleisten. Darin 
kommen die Erwartungen zum Ausdruck, welche 
die Kommission mit dem Erfolg dieser Arbeiten ver- 
knüpft. Um hierfür die günstigsten Voraussetzungen 
zu schaffen, ist den Fragestellungen, die den Ermitt- 
lungen zugrunde liegen, der Ausarbeitung von Be- 
griffsbestimmungen und der Erstellung gleichför- 
miger Ergebnisse besondere Sorgfalt gewidmet wor- 
den. Auf das Wesentliche dieser Punkte wird in dem 
beiliegenden Anhang hingewiesen. Sie werden in 
einem technischen Arbeitspapier weiter entwickelt 
werden, das für die mit der Organisation der Erhe- 
bung unmittelbar verantwortlichen Dienststellen 
bestimmt ist. 

Die Kommission bittet sehr, in einer gemeinsamen 
Anstrengung der Mitgliedstaaten um die Erfüllung 


des in Zusammenarbeit mit ihren Sachverständigen 
erarbeiteten Programms bemüht zu sein. Sie geht 
dabei davon aus, daß die damit verbundenen Ko- 
sten von den Staaten selbst getragen werden. Sie 
ist sich andererseits der Tatsache bewußt, daß durch 
die gewünschte Koordinierung in gewissen Fällen 
zusätzliche Aufwendungen entstehen können und 
wird bemüht sein, vorzusehen, daß zur Finanzierung 
aus dem Budget des Statistischen Amtes der Euro- 
päischen Gemeinschaften in angemessener Weise 
beigetragen werden kann. 

Ich hoffe, daß Sie mit diesen Überlegungen über- 
einstimmen werden. Die Kommission wird zusam- 
men mit den Stellungnahmen der Regierungen das 
Programm dem Ministerrat vorlegen, um dabei auch 
Vorschläge für eine zusätzliche Finanzierung zu ma- 
chen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie, Flerr Bundesminister, 
bei der Unterrichtung der hiermit betrauten Stellen 
deren Aufmerksamkeit gleichzeitig auf die Dring- 
lichkeit und Notwendigkeit dieser Arbeiten lenken 
würden. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Aus- 
druck meiner ausgezeichnetsten I lochachtung. 

Hallstein 


Seiner Exzellenz 

Herrn Dr. Gerhard Schröder 

Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn 

Koblenzer Straße 101 
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Vier Aspekte der statistischen Arbeit sind zur 
Orientierung im wirtschaftlichen Integrationsprozeß 
für die Kommission und wohl auch für die Regie- 
rungen ebenso wie für die einzelnen Bereiche von 
Industrie und Handwerk besonders wichtig; es 
kommt darauf an, 

1. die Ausgangsdaten der wirtschaftlichen Integra- 
tion zu erstellen; 

2. auftretende Schwierigkeiten bei der Integration 
und deren Bedeutung anzuzeigen; 

3. die erzielten Fortschritte zu messen; 

4. die ökonomischen Größenordnungen zu liefern, 
welche die Stellung der Gemeinschaft im Ver- 
gleich mit dritten Ländern charakterisieren. 

Zu diesen allgemeinen Gesichtspunkten treten man- 
nigfaltige Aufgaben für die statistische Messung 
industriewirtschaftlicher Tatbestände, die sich aus 
der Struktur- und Regionalpolitik in einem sich 
integrierenden großen Wirtschaftsraum ergeben. 

Das wesentliche Ziel des Programms ist daher die 
Zusammenstellung wirtschaftlicher Grunddaten aus 
dem industriellen und handwerklichen Bereich der 
Mitgliedstaaten. Die Angaben über die Beschäfti- 
gung, die Erzeugung und den Verbrauch sowie 
über die Investitionen sollen für die Gemeinschaft 
jene Lücke schließen, die sich auftut, wenn der Bei- 
trag des gewerblichen Sektors zur Beschäftigung, 
zur Kapitalbildung und zum Ertrag der Wirtschaft 
insgesamt oder wenn die relative Bedeutung der 
einzelnen Industriezweige in vergleichbarer Weise 
gemessen werden sollen. Das gilt auch für analy- 
tische Untersuchungen über die wichtigsten Waren- 
märkte; indem — den Empfehlungen des Programms 
der Wirtschaftskommission für Europa (Genf) fol- 
gend — gebeten wird, für eine Reihe wichtiger 
Grundstoffe den Verbrauch zu ermitteln, sollen erst- 
malig auch strukturelle Größenordnungen gewon- 
nen werden, die für einzelne Warenmärkte charak- 
teristisch sind und welche die Bedeutung der einzel- 
nen Verbraucherbereiche für die Warenmärkte er- 
kennen lassen sowie Hinweise für die Beurteilung 
der vertikalen Integration liefern. 

Mit diesem Programm, das eine Zusammenstellung 
der für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
nachzuweisenden Tatbestände darstellt, darf die Er- 
wartung verknüpft werden, daß es die Grunddaten 


liefern wird, welche die Kommission in Erfüllung 
einer auf Stabilität und wirtschaftliches Wachstum 
gerichteten Struktur- und Regionalpolitik im Ge- 
meinsamen Markt benötigt, die ihr aber bisher nicht 
zur Verfügung gestellt werden konnten. Die Kom- 
mission ist zudem überzeugt, daß in Verbindung 
mit diesen Ausgangsdaten auch das für die kurz- 
fristige Markt- und Konjunkturbeobachtung zur Ver- 
fügung stehende Material besonders fruchtbar wird 
ausgenutzt werden können. 

Da den Mitgliedstaaten nach diesem Programm die 
Wahl der bei der Sammlung der statistischen Ele- 
mente anzuwendenden Methoden und Informations- 
mittel offen steht, sind sich die Kommission und das 
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften 
bewußt, daß bei der erstmaligen Durchführung eines 
derartigen Programms auf Gemeinschaftsebene noch 
nicht vollständig vereinheitlichte Methoden zu- 
grundegelegt werden können. Die Kommission darf 
jedoch auf Grund der Vorarbeiten erwarten, daß 
die Mitgliedstaaten in jeder ihnen möglichen Weise 
bemüht sein werden, die Grundsätze des Programms, 
wie den Erhebungszeitraum, die statistischen Ein- 
heiten (örtliche Einheit und Unternehmen) und Um- 
fang, zu verwirklichen. 

Auf die Bedeutung der Methodenfragen für die 
Verwendbarkeit der Ergebnisse wurde bereits in 
dem „Bericht über die wirtschaftliche Lage in den 
Ländern der Gemeinschaft" (URI-Bericht, September 
1958), Seite 175, hingewiesen: „Wir müssen auch 
nochmals wiederholen, wie wichtig es — auch im 
Interesse der Produzenten selbst — für eine Vor- 
ausbeurteilung der eventuellen Schwierigkeiten 
wäre, in allen sechs Ländern zu gleicher Zeit und 
in der gleichen Form eine Erhebung über die Pro- 
duktion vorzunehmen". 

Die Kommission bittet daher, in einer gemeinsamen 
Anstrengung der Mitgliedstaaten um die Erfüllung 
des Programms bemüht zu sein und die für seine 
vollständige Durchführung nützlichen Maßnahmen 
zu treffen, sowie der Anwendung jener statistischen 
Methoden Beachtung zu schenken, durch welche 
innerhalb der Gemeinschaft eine optimale Harmoni- 
sierung der im Jahre 1963 für das Jahr 1962 einzu- 
holenden Statistiken über die Industrie und das 
Handwerk gewährleistet werden kann. 


6 



Deutjscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/877 


Anhang 


Betrifft: Industrie- und Handwerksstatistik — 
Zensus 1963 

Die Organisation der Vereinten Nationen hat durch 
ihren Wirtschafts- und Sozialrat empfohlen (26. Sit- 
zung, Beschluß 676 B, XXVI), „für 1963 oder für ein 
1963 benachbartes Jahr Grunddaten über die Indu- 
strie einzuholen und dabei soweit wie möglich die 
hierzu aufgestellten internationalen Empfehlungen 
zu berücksichtigen, die eine Verbesserung der inter- 
nationalen Vergleichbarkeit der Angaben anstre- 
ben". 

Die Wirtschaftskommission für Europa (Genf) hat 
in ihrem Bemühen, der europäischen Industriestruk- 
tur möglichst weitgehend Rechnung zu tragen und 
die langjährigen Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Statistik in den europäischen Staaten in optimaler 
Weise nutzbar zu machen, die den Empfehlungen 
beigefügten technischen Anregungen für das Welt- 
programm geprüft und in Form eines „europäischen 
Programms" präzisiert, vervollständigt und verbes- 
sert. 

Die Lücken, welche die Industrie- und Handwerks- 
statistik in den Mitgliedstaaten z. T. infolge der 
unterschiedlichen Entfaltung der statistischen Arbeit 
und der jeweils interessierenden Fragen aufweist, 
die Unterschiede der angewandten Methoden, Defi- 
nitionen und Nomenklaturen und der damit verbun- 
dene Mangel an Vergleichbarkeit sowie der Wunsch, 
Doppelarbeit zu vermeiden, ließen es als geboten 
erscheinen, das europäische Programm für 1963 mit 
dem Bedarf der Gemeinschaft an statistischen Grund- 
daten zu koordinieren und ein den Gegebenheiten 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft angepaßtes Programm auszuar- 
beiten. 

Die Leiter der Statistischen Ämter der Mitglied- 
staaten sind in ihrer Sitzung vom 26. und 27. Okto- 
ber 1959 in Brüssel mit dem Statistischen Amt der 
Europäischen Gemeinschaften übereingekommen, 
diese Koordinierungsarbeiten dem Ausschuß für die 
Industrie- und Handwerksstatistik zu übertragen, 
in dem die Wirtschaftsministerien und die Statisti- 
schen Ämter der Mitgliedstaaten sowie Vertreter 


der Vereinigung der Europäischen Industrien ver- 
treten sind. Dieser Ausschuß und sein Unteraus- 
schuß für langfristige Industriestatistik und Metho- 
den haben in mehreren Sitzungen für die Mitglied- 
staaten ein Programm aufgestellt, das in enger 
Anlehnung an das industriestatistische Programm 
der Wirtschaftskommission für Europa alle Tatbe- 
stände enthält, die für den Bergbau und das verar- 
beitende Gewerbe, für die Bauwirtschaft sowie 
Energie- und Wasserwirtschaft nachgewiesen wer- 
den sollen und von den Regierungen als Arbeits- 
unterlagen für die Organe der Gemeinschaft erbeten 
werden. Als Bezugsjahr ist das Jahr 1962 festgelegt 
worden. 

Eine Zusammenfassung der für die verschiedenen 
statistischen Einheiten nachzuweisenden Tatbe- 
stände, welche den Aufbau des Programms in seinen 
Hauptpositionen wiedergibt, füge ich bei. Die ge- 
meinsam erarbeiteten statistischen Kriterien und 
die ausführlichen Definitionen sowie die Vorschläge 
für die Auswertung der Ergebnisse werden Ihnen 
nach Abschluß der Redaktions- und Ubersetzungs- 
arbeiten übermittelt werden. 

Es ist ein Programm, das in seiner Grundkonzeption 
dem dringenden Bedarf der Institutionen des Ge- 
i meinsamen Marktes, den Vorstellungen der Regie- 
rungsvertreter und denjenigen der Sachverständi- 
gen von Industrie und Handwerk entspricht. 

Mit dieser technischen Koordinierungsarbeit und 
mit dem gleichzeitig gemeinsam aufgestellten Ver- 
zeichnis der Industriezweige (NICE) ist ein wichti- 
ger Abschnitt der vorbereitenden Arbeiten abge- 
schlossen, die zur Erstellung vergleichbarer Ergeb- 
nisse für die Gemeinschaft nötig sind. Das Pro- 
gramm bedarf nunmehr des Einverständnisses der 
Regierungen. Dabei ist es angebracht, nachdrücklich 
auf die Tatsache hinzuweisen, daß die industrielle 
Integrierung auf dem Wege zu einem gemeinsamen 
Markt Mindestanforderungen an die statistische In- 
formation stellt, die auf einen empfindlichen Mangel 
an aktuellen, vergleichbaren und für alle Mitglied- 
staaten in gleicher Weise verfügbaren Ausgangs- 
daten über Struktur und Bedeutung der Industrien 
und des Handwerks in den Mitgliedstaaten stoßen. 
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Fragenprogramm für die Durchführung des Welt-Industriezensus 1963 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 


1. Im Rahmen des Industriezensus 1963 sollen An- 
gaben ermittelt werden über: 

a) den Bergbau und das verarbeitende Gewerbe 

b) das Baugewerbe 

c) die Energie- und Wasserwirtschaft 

2. Für sämtliche Unternehmen dieser drei Wirt- 
schaftsbereiche sollen ermittelt werden (mit ge- 
eigneten Untergliederungen): 

a) die Reditsform 

b) die ausgeübten Tätigkeiten 

c) die Zahl der Beschäftigten am Ende des Be- 
richtsjahres 

d) die gezahlten Bruttolöhne und -gehälter 

e) die Ankäufe von neuen und gebrauchten 
Sachanlagen (Investitionen) 

f) der Wert der Materialeingänge 

g) der Umsatz 

3. Für die großen Unternehmen der drei Wirt- 
schaftsbereiche, die mindestens 10 Beschäftigte 
(a) haben, sollen außerdem ermittelt werden (b): 

a) Wert der selbsterstellten Sachanlagen 

b) Wert der Verkäufe an Sachanlagen 

c) Wert der Lagerbestände 

Auf diese Weise können der Materialverbrauch 
sowie die Brutto- und Nettoproduktionswerte be- 
rechnet werden. 


4. Für die großen örtlichen Einheiten des Bergbaus 

und des verarbeitenden Gewerbes, die min- 
destens 10 Beschäftigte haben, sollen ermittelt 

werden: 

a) die ausgeübten Tätigkeiten 

b) die Zahl der Beschäftigten am Jahresende 

c) die Zahl der Arbeitnehmer am Ende jedes 
Vierteljahres 

d) die geleisteten Arbeiterstunden 

e) die Ankäufe und Verkäufe von Sachanlagen 

f) der Wert der Lagerbestände 

g) der Wert des Materialverbrauchs 

h) der Umsatz 

i) die Erzeugung und der Verbrauch von Brenn- 
stoffen und Elektrizität 

j) der mengenmäßige Verbrauch von (höch- 
stens 50) Grundstoffen 

k) die Gesamtproduktion von rund 340 wich- 
tigen Erzeugnissen 


(a) im Bauhäuptgewerbe: mindestens 20 Beschäftigte 

(b) Da im Baugewerbe und in der Energie- und Wasser- 
wirtschaft nur Angaben für Unternehmen ermittelt 
werden sollen, sollen die großen Unternehmen dieser 
Wirtschaftsbereiche auch einige der unter 4. genann- 
ten Tatbestände ermitteln, und zwar im Baugewerbe: 
4. c), d), i), in der Energiewirtschaft: 4. d), i), j). 
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Anlage 2 


Stellungnahme 


1. In § 3 Abs. 1 und § 4 ist das Wort „monatlich" 
durch das Wort „vierteljährlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Es wird für ausreichend gehalten, die Erhebun- 
gen ohne Gefährdung ihrcis Zweckes in viertel- 
jährlichen Abständen durchzuführen. Im In- 
teresse der notwendigen Vereinfachung der Sta- 
tistik sollte deshalb auf monatliche Erhebungen 
verzichtet werden, 

2. In § 3 Abs. 1 ist I. Nr. 2 wie folgt zu fassen: 

„2. die Menge und den Wert der ein- und aus- 
geführfen Elektrizität,". 

Begründung 

Exakte Aussage dessen, was gemeint ist. 

3. In § 4 ist L Nr. 2 wie folgt zu fassen: 

„2. die Menge und den Wert des ein- und aus- 
geführten Gases,". 

Begründung 

Exakte Aussage dessen, was gemeint ist. 

4. §§ 5 und 6 

Der Absatz 2 ist jeweils wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates in drei- bis fünfjährigen 
Abständen durch Rechtsverordnung eine Wieder- 
holung der Erhebungen nach Absatz 1 anordnen." 

Begründung 

Die Wiederholung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Erhebungen sollte nicht im Gesetz selbst zwin- 
gend vorgeschrioben werden, zumal auch bei 
dieser zwingenden Vorschrift auf eine Rechts- 
verordnung der Bundesregierung zur Bestim- 
mung des Ermittlungszeitpunktes nicht verzichtet 
werden könnte. Für den Fall, daß die Erhebung 
in dem vorgesehenen Zeitabstand von drei bis 
fünf Jahren nach der jeweiligen Sachlage erfor- 
derlich erscheint, genügt es, wenn die Bundes- 
regierung zur Anordnung der Wiederholung 
durch Rechtsverordnung ermächtigt wird. Nach 
§ 6 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke ist bei Rechtsverordnungen, die die 
Durchführung einer Statistik anordnen, die Not- 
wendigkeit der Zustimmung des Bundesrates die 
Regel. Es ist kein Grund ersichtlich, im vorlie- 
genden Fall von dieser Regel abzuweichen. 


des Bundesrates 


5. § 12 

Nach dem Wort „Gaswirtschaft" sind die Worte 
„sowie für die öffentliche Wasserversorgung" 
einzufügen. 

Begründung 

Die für die öffentliche Wasserversorgung zustän- 
dige oberste Landesbehörde ist ebenfalls an den 
statistischen Ergebnissen interessiert, 

6. Entschließung 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 
26. Oktober 1962 der Verordnung über die Sta- 
tistik in der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft 
seine Zustimmung erteilt. In der Begründung zu 
dieser Verordnung wurde der nunmehr vorge- 
legte Gesetzentwurf über die gleiche Statistik 
angekündigt und zugleich ausgeführt, die Sta- 
tistik nach der vorliegenden Verordnung ermög- 
liche den Energieaufsichtsbehörden in Bund und 
Ländern die Durchführung ihrer Aufgaben. Ohne 
diese Unterlagen wäre auch die Mitarbeit der 
Bundesregierung bei den internationalen und 
supranationalen Einrichtungen nicht denkbar. 

Während auch dieser Verordnung und ihrer Be- 
gründung zu entnehmen war, daß die derzeiti- 
gen statistischen Erhebungen in der Elektrizi- 
täts- und Gaswirtschaft ausreichend seien, sieht 
der Entwurf einer gesetzlichen Regelung eine 
starke Ausweitung der zu erhebenden Tatbe- 
stände vor. So sollen die monatlicben Erhebun- 
gen über die Öffentliche Elektrizitätsversorgung 
erstreckt werden auf die Ein- und Ausfuhr; die 
monatlichen Erhebungen über die Leistung und 
Belastung der Anlagen zur Erzeugung, zum Be- 
zug und zur Abgabe von Elektrizität sollen auch 
auf die Wärme erstreckt werden; ferner soll 
nicht nur der Verbrauch und Bestand an Brenn- 
stoffen monatlich erhoben werden, sondern auch 
ihr Bezug. In die jährlichen Erhebungstatbe- 
stände für die Elektrizitätswirfschaft sind der 
Umsatz und der Wert der Investitionen neu ein- 
gefügt, bei der öffentlichen Elektrizitätsversor- 
gung auch die Abgabe von Wärme. Ähnliche 
Ausweitungen der Statistik sieht der Gesetz- 
entwurf auch bei der Gaswirtschaft vor. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, inwieweit 
diese Ausdehnung der statistischen Erhebungen 
gegenüber den bisher als ausreichend angese- 
henen Erhebungen unerläßlich ist. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. 

Die nach § 3 Abs. 1 I. und § 4 I. durchzu führenden 
Erhebungen würden — in vierteljährlichen Abstän- 
den — das Gesamtgefüge der übrigen speziell im 
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 
festgelegten monatlichen Statistiken in entscheiden- 
der Weise gefährden. In § 10 des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs ist ausdrücklich auf diese Verzahnung 
der sich wechselseitig ergänzenden Erhebungen hin- 
gewiesen. Die für die Erstellung des Produktions- 
index benötigten Unterlagen aus dem Bereich der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft würden bei einem 
vierteljährlichen Erhebungszyklus dieses wichtigste 
kurzfristige Beobachtungsmittel eines seiner wesent- 
lichen Unterlagen berauben. Den monatlich ermittel- 
ten Daten über den Energieverbrauch fehlten die 
entsprechenden Zahlen aus der Energieerzeugung. 

Die außerordentlich starke Abhängigkeit des Elek- 
trizitäts- und Gasverbrauchs von den Witterungs- 
einflüssen und wechselnden Belastungszeiten veran- 
lassen alle hoch entwickelten Industrieländer, sta- 
tistische Unterlagen monatlich zu sammeln. So kann 
z. B. in kalten trockenen Wintermonaten durch ver- 
stärkten Einsatz der Wärmekraftwerke der Brenn- 
stoffverbrauch bis auf das Doppelte eines Sommer- 
monats ansteigen. Derartig unregelmäßig auftre- 
tende Sonderentwicklungen mit ihren Rückwirken- | 
gen auf die Substitutionsenergien würden bei län- 
gerfristigen Meldezeiträumen nicht erkennbar wer- 
den. 

Sowohl die ECE als auch die EWG stellen an die 
Bundesregierung die Forderung nach monatlichen 
Statistiken. Sie werden für die internationale Ver- 
bundwirtschaft dringend benötigt. Bei den übrigen 
Energieträgern, wie Kohle und Mineralöl, sind bis- 
her teilweise noch kürzere als monatliche Berichts- 
perioden üblich, um kurzfristig den Gesamtüberblick 
über die Versorgungswirtschaft zu ermöglichen. 

Eine Vereinfachung der Statistiken durch Erhebun- 
gen in vierteljährlichen Abständen würde nur auf 
Kosten der Aktualität der Ergebnisse und zu Lasten 
der Berichtspflichtigen erfolgen, die ihre monatlich 
aus den Betriebsabrechnungen anfallenden Unter- 
lagen zu vierteljährlichen Berichten zusammenfas- 
sen müßten. Im übrigen hat der Bundesrat in seiner 
Sitzung am 26. Oktober 1962 der Verordnung über 
die Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft 
seine Zustimmung erteilt, ohne bereits hierbei einen 
vierteljährlichen Meldezyklus vorzusehen. I 


Die Bunidesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. 

Erhebungen über die Nettoleistung der Industrie 
sind bisher als Bundesstatistik Jür 1950 und 1954 
durchgeführt worden. Einige Länder haben darüber 
hinaus für 1958 entsprechende Tatbestände als Lan- 
desstatistik erhoben. Das längerfristige statistische 
Programm der EWG sieht Wiederholungen des Zen- 
sus in etwa vierjährigem Turnus vor. Wenn die 
Wiederholung von Statistiken in mehrjährigen Ab- 
ständen vorauszusehen ist, sollten sie im Gesetz als 
Daueraufgabe verankert werden. Dadurch würde die 
Verwaltungsarbeit der Statistischen Ämter erleich- 
tert werden, weil diese Erhebungen dann in die Ar- 
beitsplanung u. ä. einbezogen werden können. 

Die Bundesregierung hält es sachlich für gerechtfer- 
tigt, für die in dieser Ermächtigung vorgesehenen 
Rechtsverordnungen vom Zustimmungserfordernis 
nach Artikel 80 Abs. 2 GG abzusehen, weil durch 
diese Verordnungen lediglich für die nach Inhalt 
und Verfahren bereits im Gesetz festgelegten Er- 
hebungen der Zeitpunkt der Durchführung bestimmt 
werden soll. Mit einer solchen geringfügigen — 
und gewissermaßen rein technischen — Angelegen- 
heit sollte der Bundesrat nicht belastet werden. 

§ 6 Abs. 2 StatGes, auf den der Bundesrat verweist, 
ist mit der hier vorgesehenen Ermächtigung nicht 
vergleichbar: die Verordnungen auf Grund von § 6 
Abs. 2 StatGes müssen nämlich auch alle jene Rege- 
lungen über Inhalt und Durchführung der Statistik 
enthalten, die hier bereits im Gesetz niedergelegt 
sind. Aus diesen Gründen ist aus § 6 Abs. 2 StatGes, 
der es — - ohne eine ausdrückliche Bestimmung zu 
treffen — bei der Regel des Artikels 80 Abs. 2 GG 
belassen hat, nicht zu folgern, der Gesetzgeber dürfte 
auch hier von der in Artikel 80 Abs. 2 GG vorge- 
sehenen Möglichkeit, das Zustimmungserfordernis 
auszuschließen, keinen Gebrauch machen. 

Zu 5 , 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen. 

Zu 6. 

Zu der vom Bundesrat gefaßten Entschließung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, inwieweit die Ausdehnung der statistischen 
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Erhebungen gegenüber den bisher als ausreichend 
angesehenen Erhebungen unerläßlich ist, bemerkt 
die Bundesregierung folgendes: 

1. Aus der Begründung zu der Verordnung über die 
Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft, 
der der Bundesrat seine Zustimmung erteilt hat, 
kann nicht entnommen werden, daß die derzeiti- 
gen statistischen Erhebungen als ausreichend an- 
zusehen wären. Um die Weiterführung der Statistik 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zu sichern, 
wurde an dem bestehenden Umfang der Erhebun- 
gen festgehalten, obwohl die Bundesregierung 
die im Gesetzentwurf aufgenommenen zusätz- 
lichen Tatbestände bereits als notwendig erach- 
tete. 

2. Der Gesetzentwurf sieht keine starke Ausweitung 
der zu erhebenden Tatbestände vor. Zur Klar- 
stellung gegenüber den Berichtspflichtigen wur- 
den Einzeltatbestände gesondert aufgeführt. 


deren Erfragung bereits auf Grund der Tatbe- 
stände der Verordnung möglich war. In der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft war die Ein- und 
Ausfuhr bereits unter „Bezug und Abgabe" ent- 
halten, ebenso ergab sich der Bezug von Brenn- 
stoffen aus dem rechnerischen Ergebnis von 
Verbrauch und Bestand. 

Die Anlagen zur Erzeugung und Abgabe von 
Wärme wurden erfaßt, da sie bei den Heizkraft- 
werken unmittelbar mit der Erzeugung von 
Elektrizität verbunden sind. Das gleiche gilt für 
den neu bezeichneten Tatbestand der Wärme- 
abgabe. 

Der Begriff „Umsatz" ist anstelle von „Erlös aus 
der Abgabe von Elektrizität und Gas" getreten. 
Neu wurde die Befragung nach dem Wert der 
Investitionen aufgenommen. Bei der Gaswirt- 
schaft sind die in jährlichen Abständen zu 
erhebenden Tatbestände nach § 4 II. Nr. 4, 5 
und 6 in die Statistik einbezogen worden. 
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